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„Informieren“ und „Beteiligen“ und „Kooperieren“ 
sind zentrale Eckpunkte der politischen und plane-
rischen Diskussion zur Anpassung an den Klimawandel 
in Deutschland. Durch Informationsplattformen, regi-
onale Klimabüros, (Forschungs-)Projekte oder Modell-
vorhaben sollen belastbare Informationen über die 
künftigen Klimaänderungen und -folgen zugänglich 
gemacht und vermittelt werden. Gleichzeitig sollen 
im Rahmen des Beteiligungsprozesses zur Deutschen 
Anpassungsstrategie unterschiedliche Akteure einge-
bunden werden. Dabei orientiert sich die deutsche 
Anpassungspolitik am Grundsatz der Kooperation, z.B. 
Anpassungsaktivitäten des Bundes gemeinsam mit 
den Bundesländern und Kommunen, aber auch mit 
anderen Akteuren, neben Regierungen und Verwal-
tungen, zu entfalten (Bundesregierung 2008: 4, 2011: 
16ff.). Obwohl die Begriffe Information, Beteiligung und 
Kooperation in diesen Zusammenhang prominent be-
handelt werden, bleibt oftmals unklar, was genau da-
mit gemeint ist. Worüber wird informiert? Wer beteiligt 
wen woran? Und wer kooperiert mit wem wozu?

In den Planungswissenschaften werden Formen und 
Verfahren der Information, Beteiligung und Kooperati-
on als formelle und informelle Instrumente diskutiert 
(Bischoff et al. 2005). Beispiele sind öffentliche Diskus-
sionsveranstaltungen, Anhörungen und Runde Tische. 
Im Bereich der Klimaanpassung finden sich vor allem 
vielfältige konzeptionelle Vorschläge, aber auch prak-
tisch erprobte informelle Instrumente, wie die Regio-
nalkonferenzen des Bundes und der Küstenländer oder 

die Stakeholder-Dialoge des Umweltbundesamtes. Für 
den Einsatz informeller Instrumente der Information, 
Beteiligung und Kooperation zur Anpassung an den 
Klimawandel sprechen eine ganze Reihe von Gründen. 
Informelle Instrumente bieten Raum für Kommunika-
tion und Austausch. Dies ist für die Querschnittsauf-
gabe Klimaanpassung mit ihren ebenen-, sektor- und 
grenzübergreifenden Anforderungen ein wesentliches 
Argument (Ritter 2007: 535f.; van Nieuwaal et al. 2009: 
7; Knieling et al. 2011a: 27f.). Klimafolgen betreffen eine 
Vielzahl administrativer Sektoren bzw. Fachbereiche, 
wie Wasserwirtschaft oder Städtebau. Außerdem wir-
ken sie in der Regel in naturräumlichen Dimensionen, 
z. B. Flusseinzugsgebieten, die sich nicht an admini-
strativen Grenzen orientieren. Daraus resultiert ein 
erhöhter Koordinations- und Kommunikationsbedarf 
zwischen beteiligten bzw. betroffenen Akteuren, z. 
B. unterschiedliche territorial-administrative Ebenen, 
Fachplanungen sowie Privatwirtschaft und Zivilge-
sellschaft, um Nutzungsansprüche abzuwägen und 
Zielkonflikte zu vermeiden (Overbeck et al. 2008: 367ff.; 
Bundesregierung 2008: 5; Knieling et al. 2011a: 28). Eine 
integrierte Betrachtungsweise, welche die Einbindung 
vielfältiger Akteure und neuer Formen der Ideengene-
rierung und -realisierung einschließt, gilt bei der Bear-
beitung derart komplexer Probleme als eine Erfolgsvo-
raussetzung (Kilper 2006: 144).

Darüber hinaus sind Klimaänderungen durch Lang-
fristigkeit und Unsicherheit gekennzeichnet. Dies 
schränkt die Problemlösungskapazität formeller Pla-

1	 Einleitung - Klimaanpassung durch  
	 informelle Instrumente?
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nungsinstrumente ein, da sich die Zeithorizonte von 
Planungen und Klimaprojektionen stark unterschei-
den, Folgenhorizonte sich kaum eingrenzen und not-
wendige Kausalbeziehungen sich nicht herstellen las-
sen (Greiving und Fleischhauer 2008: 63f.). In diesem 
Kontext gewinnen Aushandlungsprozesse zur Legiti-
mation von Entscheidungen an Bedeutung (Greiving 
und Fleischhauer 2008: 64). Konsens und freiwillige 
Selbstverpflichtung können dabei rechtsverbindliche 
Akte und rechtliche Normierung ergänzen und teilwei-
se ersetzen (Knieling et al. 2011b: 251). 

In Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen zur 
Anpassung an den Klimawandel wird daher die Ein-
bindung von Anspruchsgruppen, oftmals aus Politik/
Verwaltung, Wissenschaft und Unternehmen sowie 
Anwohnerinnen und Anwohner, als eine zentrale Stell-
größe benannt. Als Stakeholder oder ‚adaptation com-
munity‘ sind sie diejenigen Akteure, die entweder als 
Person oder als Gruppe/Organisation Anspruch oder 
Interesse an einer spezifischen Anpassungsentschei-
dung haben, z. B. über ein Grundwassermanagement. 
Sie sind diejenigen, die eine Entscheidung beeinflussen 
(können) oder von ihr betroffen sind. Ihre Einbindung 
weist insbesondere zwei Vorteile auf: erstens wird die 
Vielfalt der Ideen befördert, die der späteren Entschei-
dung zugrunde liegen. Zweitens können auf diese 
Weise nachhaltige Änderungen im Handeln und Ver-
halten der Stakeholder angestoßen werden. Insofern 
kann die Durchführbarkeit von Anpassungsprozessen 
verbessert und dauerhaft gestärkt werden (Lim und 
Spanger-Siegfried 2005: 49ff., Wiseman et al. 2010: 144).

Informelle Instrumente erweitern die Handlungs-
fähigkeit bei der Anpassung an den Klimawandel, da 
sie durch die Einbindung staatlicher und nicht-staatli-
cher Akteure aus unterschiedlichen Räumen und Sek-
toren Problembewusstsein schaffen, Informationen 
gewinnen und verbreiten sowie eine koordinierende 
Wirkung entfalten können (u. a. Frommer 2009: 133; 
Greiving und Fleischhauer 2008: 63ff.). Informelle Pro-
zesse sind nicht durch formelle Vorgaben und Abläufe 
vorbestimmt und können dadurch als Arena für die 
Erprobung neuer Formen der Entscheidungsfindung 

dienen – auch auf und zwischen verschiedenen räum-
lichen und administrativen Ebenen (Daniell et al. 2011: 
255). Dabei können die zunächst informellen Prozesse 
mit der Zeit institutionalisiert werden (ebd.). Dabei wird 
die Einbindung der lokalen Gemeinschaft als Erfolgs-
faktor benannt (Pearce et al. 2009: 12f.). 

Begrenzt wird die Reichweite informeller Instru-
mente dadurch, dass ihre Umsetzung und ihre Er-
gebnisse in der Regel nicht verbindlich sind und 
von der Motivation und Entscheidungskompetenz 
der beteiligten Akteure abhängen (Frommer 2010: 
46 mit Verweis auf Riechel et al. 2009). Informelle 
Arrangements entfalten ihre Stärken insbesondere 
dann, wenn sie mit dem formellen Instrumentarium 
verwoben werden und dieses ergänzen. Insofern 
sind informelle Instrumente sicherlich keine Patent- 
lösung zur Anpassung an den Klimawandel. Vielmehr 
sind sie in Kombination mit anderen Instrumenten-
typen zu betrachten, insbesondere mit formellen, 
ökonomischen und organisationalen Instrumenten 
(Knieling et al. 2011a, 2011b; Fröhlich et al. 2011).

Der vorliegende Text erschließt die Forschung und 
Praxis informeller Instrumenten zur Anpassung an den 
Klimawandel. Der Beitrag geht der Fragestellung nach, 
welche informellen Instrumente in der wissenschaftli-
chen Literatur diskutiert bzw. in der Praxis bereits an-
gewendet werden. Daran anschließend stellt sich die 
Frage, welchen Beitrag diese Instrumente zur Anpas-
sung an den Klimawandel leisten sollen. Zur Klärung 
dieser Fragen werden zunächst zentrale begriffliche 
Grundlagen erläutert. Darauf aufbauend wird eine Ty-
pologie informeller Instrumente vorgestellt. Mit Hilfe 
dieser Typologie werden Beispiele informeller Instru-
mente aus dem Bereich der Anpassung an den Klima-
wandel aus angewandten Forschungsprojekten sowie 
der Verwaltungs- bzw. Managementpraxis systemati-
siert und erläutert. Der Beitrag schließt mit einem Fazit, 
das die zentrale Fragestellung vor dem Hintergrund 
der Literaturauswertung reflektiert und weiteren For-
schungsbedarf aufzeigt.
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bedeutet, dass Governance die direkte Einbeziehung 
unterschiedlicher Akteursgruppen beinhalten kann, 
dies aber nicht muss. Governance wird als Oberbegriff 
für verschiedene Modi sozialer Handlungskoordination 
(Hierarchie, Markt und Netzwerke bzw. Gemeinschaft; 
Mayntz 2004: 66) und nicht als Gegenbegriff zu hie- 
rarchischer Regelung bzw. Steuerung aufgefasst (Benz 
2005; Mayntz 2004; Heinelt und Kübler 2005; Schup-
pert 2008: 24). 

Eine Governance zur Anpassung an den Klimawan-
del zielt in ihrem Anwendungskontext häufig auf die 
Umsetzung von Strategien und Maßnahmen und 
kann z. B. die Frage stellen, wie man vom (natur- oder 
ingenieurwissenschaftlichen) Wissen über Klimafol-
gen und Anpassungslösungen zum Handeln kommt 
(Frommer et al. 2011: 21). Von diesem anwendungs-
bezogenen Verständnis grenzen sich analytische und 
normative Governance-Perspektiven ab (Benz et al. 
2007: 14 ff.; Knieling et al. 2011a: 29f.). Governance 
als Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte, wie der 
Klimaanpassung, beinhaltet den Einsatz der bereits 
angesprochenen informellen, ökonomischen und for-
mellen Regelungsformen oder Instrumente.

2.2	 Instrumente im Kontext  
	 von Governance

Ursprünglich meinte der Instrumentenbegriff in der 
frühen Policy-Forschung die vielfältigen Mittel, mit 
denen Regierungen (versuchen,) ihre Politiken (zu) be-

2	 Grundlagen

Die Zielsetzungen Information, Beteiligung und Ko-
operation, die Teil der Deutschen Anpassungspolitik 
sind, mit der oft formulierten Absicht, ein breites Spek-
trum unterschiedlicher Akteure in den Politikprozess 
einzubinden, findet sich in der überwiegend sozial-
wissenschaftlich geführten Diskussion zu Governance, 
aber auch im Bereich der Stadt- und Raumplanung 
wieder (2.1). In diesen Zusammenhang lässt sich der 
Begriff des (Politik-) Instruments (2.2) und des infor-
mellen (Planungs-) Instruments besser verstehen (2.3). 
Das Kapitel schließt mit einer Arbeitsdefinition des Be-
griffs informelle Instrumente (2.4).

2.1	 Governance-Begriff

Der Begriff Governance ist in der sozial- und pla-
nungswissenschaftlichen Literatur insgesamt, aber 
auch in den spezielleren Arbeiten zur Anpassung an 
den Klimawandel ein prominenter Begriff (z. B. Adger 
et al. 2009; Juhola & Westerhoff 2011; Termeer et al. 
2011). Oft ist bei der Verwendung des Begriffs nicht 
eindeutig, was genau darunter verstanden wird. Eine 
Gemeinsamkeit vieler Arbeiten in diesem Feld ist, dass 
sie die Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte und 
Problemstellungen behandeln (Benz 2005). Rege-
lungsformen reichen von gesellschaftlicher Selbstre-
gelung über verschiedene Formen des Zusammen-
wirkens staatlicher und privater Akteure, ökonomische 
Anreize und Marktmechanismen bis hin zu hoheit-
lichem, regulativem Handeln staatlicher Akteure. Dies 
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einflussen. In diesem ursprünglichen staatsbezogenen 
Verständnis umfassen Policy-Instrumente

“[…] a wide range of tools and techniques of 
governance, including both those instruments 
used to actually deliver goods and services 
and those directed at affecting policy develop-
ment” (Howlett 2009: 414).

Allerdings soll der Instrumentenbegriff in diesem 
Beitrag nicht auf die Mittel staatlicher Akteure einge-
engt werden. Die mechanistische Vorstellung, dass 
staatliche Steuerung durch den Einsatz einzelner In-
strumente spezifische Wirkungen erzeugt, gilt gera-
de im Kontext der Governance-Debatte, aber auch 
im Lichte der älteren Implementationsforschung, als 
überholt. Mit dem Terminus sind hier daher die ge-
samten Mittel oder Handlungsoptionen angespro-
chen, die staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren 
in einem Politikfeld zur Verwirklichung ihrer Ziele zur 
Verfügung stehen. In der Regel greifen sie dabei auf 
einen Instrumenten-Mix zurück, der in verschiedenen 
Politikfeldern und/oder unter verschiedenen Rahmen-
bedingungen, je nach beteiligten Akteuren, ihren Ori-
entierungen und Handlungsbedingungen, variieren 
kann (Jänicke et al. 2000: 99, 107f.).

Die Stellung von Policy-Instrumenten in der neueren 
Governance-Debatte verdeutlicht Zürn (2008: 555), in-
dem er analog zur in der angelsächsischen Welt gän-
gigen Trias des Politikbegriffs zwischen Governance-
struktur (polity), -prozessen (politics) und -inhalten 
(policy) unterscheidet. Letztere entsprechen dabei 
den Inhalten und Instrumenten von Regelungen, 
die innerhalb der Governancestruktur in Form von 
„institutionalisierte[n] Modi der sozialen Handlungs-
koordination“ (Börzel 2008: 119) durch entsprechende 
Governanceprozesse, beispielsweise Verhandlungen 
oder Koalitionsbildung, hervorgebracht werden (Zürn 
2008: 556f.).

Governanceinhalte umfassen nach dieser Lesart 
folglich die Instrumente einer Regelung und deren 
Umsetzung. In diesem Kontext macht Howlett (2009) 

auf unterschiedliche (Abstraktions-) Ebenen des Desi-
gns von Politikinstrumenten aufmerksam. Mit abneh-
mendem Abstraktionsgrad wird zwischen Makro- (Go-
vernance-Modus und Implementationspräferenzen), 
Meso- (Zielvorgaben und Wahl der Instrumente) und 
Mikroebene (Zielsetzung und konkretes Instrumen-
tendesign) unterschieden (Howlett 2009: 76ff.). Die 
auf der Makro- und Mesoebene entwickelten Zielv-
orgaben bzw. inhärenten Werte und Vorstellungen 
determinieren dabei die Wahl der Instrumente (ebd.). 
Analog benennen Jordan et al. (2005) sowohl die Fest-
legung bzw. Wahl der Instrumente (means of policy) 
selbst, als auch der Zielvorgaben (policy objectives) 
als Voraussetzung für deren Einsatz (Jordan et al. 2005: 
484). 

Obwohl Governance in der oben erläuterten wei-
ten Verwendung ein Oberbegriff für hierarchische, 
marktwirtschaftliche und netzwerkartige oder ge-
meinschaftliche Handlungskoordination ist, weist er 
doch besonders auf „neue“ Beteiligungs- und Koo-
perationsformen hin. In dieser engeren Begriffsver-
wendung stehen Netzwerke oder Gemeinschaften 
stärker im Blickpunkt, „[…] in denen der Staat nicht 
mehr als steuerndes Zentrum, sondern als so genann-
ter Interdependenzmanager zwischen den unter- 
schiedlichen Interessen vermittelt“ (Walk 2008: 14f.).

Im Vergleich zu klassischen Formen von Govern-
ment, d. h. staatlich-regulativem Handeln, stellt die 
Debatte zur “Partizipativen Governance” (Walk 2008: 
14f.) die Bedeutung nicht-regulativer oder informeller 
Instrumente heraus: „[There is] a growing use of non-
regulatory policy instruments, many of which are 
proposed, designed and/or implemented by non-
state actors“ (Jordan et al. 2007: 285). „Command-
and-Control“-Instrumente (z.B. Verordnungen) gelten 
dagegen als Kern klassischen Governments, während 
im Zusammenhang mit Governance von „neuen“ oder 
„weicheren“ Instrumenten, die gesellschaftlichen Ak-
teuren mehr Handlungsspielräume lassen, die Rede ist 
(Jordan et al. 2005: 478f.). In diesem Verständnis steht 
Governance häufig für die Verwendung nicht-regula-
tiver Instrumente, die teils auch durch nicht-staatliche 
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Akteure vorgeschlagen, gestaltet und/oder imple-
mentiert werden (Jordan et al. 2007: 285). Es kommen 
also neben hierarchischen Steuerungsformen durch 
den Staat auch Formen der gesellschaftlichen Selbst-
regulierung unter Verwendung unterschiedlichster 
Instrumententypen zum Einsatz. Trotz der in der jün-
geren Vergangenheit herausgehobenen Stellung 
nicht-regulativer oder informeller Instrumente spielen 
regulative oder formelle Instrumente in der politischen 
und planerischen Praxis weiterhin eine wichtige Rolle. 

2.3	 Informelle Instrumente

Die Abgrenzung von formellen und informellen 
Instrumenten findet sich insbesondere in der räum-
lichen Planung (Priebs 1998: 206; Danielzyk 2005: 466; 
Danielzyk und Knieling 2011: 475). Darüber hinaus 
werden oftmals ökonomische oder marktliche Instru- 
mente als eine dritte Instrumentengruppe benannt 
(Braun und Giraud 2009: 172; Soltwedel 2005: 627).

In der räumlichen Planung sind formelle Instru-
mente dadurch gekennzeichnet, dass sie durch das 
Planungsrecht, also Gesetze und Verordnungen, ein-
deutig geregelt und demzufolge verbindlich sind (Da-
nielzyk 2005: 466). Sie entsprechen damit dem regu-
lativen, hierarchischen Instrumententypus. Beispiele 
sind Raumordnungsverfahren und die Bauleitplanung, 
diesbezügliche Planungsprodukte sind unter ande-
rem Flächennutzungs- und Bebauungspläne. Ökono-
mische Instrumente setzen dagegen auf den „pretialen 
Lenkungsmechanismus“ (Soltwedel 2005: 626) durch 
Internalisierung externer Effekte oder Subventionen. 
Zu den ökonomischen Instrumenten zählen unter an-
derem Förderprogramme oder handelbare Zertifikate 
(z.B. Flächennutzungsrechte) (ebd.: 627).

Die Zahl der denkbaren Instrumente ist letztlich 
eine Frage der Kreativität (Jänicke et al. 2000: 99), dies 
trifft insbesondere auf die informellen Instrumente zu, 
da diese im Vergleich zu den formellen und ökono-
mischen Instrumenten nicht rechtlich normiert sind 
und somit ein breites, weniger leicht einzugrenzendes 
Spektrum unterschiedlicher Regelungsformen bilden. 

Entscheidend ist, dass informelle Instrumente die Um-
setzung von Inhalten nicht durch rechtliche Zwänge 
oder direkte ökonomische Anreize erreichen, sondern 
durch Selbstbindung der involvierten Akteure. Eine 
„einklagbare“ Verbindlichkeit ist nicht gegeben (Da-
nielzyk und Knieling 2011: 476). Dennoch haben ent-
sprechende Ansätze – nicht zuletzt in Verbindung mit 
der Governance-Debatte (s.o.) – seit einiger Zeit stark 
an Bedeutung gewonnen. Meist sollen informelle In-
strumente zur Einbindung umsetzungsrelevanter Ak-
teure aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft beitragen 
(Danielzyk 2005: 466).

Wie aber wird diese Selbstbindung der Akteure er-
reicht? Selle (2005) spricht in diesem Zusammenhang 
von „wechselseitiger Qualifizierung“: öffentliche und 
private Akteure versuchen die Mitwirkung und Koo-
peration des jeweils anderen und somit die eigenen 
Ziele durch Persuasion, sprich Überzeugungsarbeit, 
zu erreichen (Selle 2005: 313). Diese „[vollzieht] sich 
naturgemäß in zumindest teilweise ergebnisoffenen, 
„lernenden“ Prozessen […], in deren Rahmen alle 
Akteure ihr Wissen mehren“ (ebd.). Die Auseinander-
setzung mit unterschiedlichen Interessen ermöglicht 
den Beteiligten, voneinander zu lernen, und kann auf 
diese Weise Verhaltensänderungen auslösen, wie Hea-
ley (1992: 152) im Rahmen des sogenannten „kommu-
nikativen Turns“ in der Planungstheorie unabhängig 
vom Klimawandel diskutiert. Zudem wird durch kom-
munikatives kollektives Handeln soziales Kapital („rela-
tional rewards“) erzeugt, von dem die teilnehmenden 
Akteure profitieren können (Olsson 2009: 271). Der 
Anreiz für die Selbstbindung und Teilnahme innerhalb 
informeller kommunikativer Prozesse geht also von 
der Möglichkeit zur Einbringung und Mehrung des 
eigenen Wissens sowie der Teilhabe am erzeugten so-
zialen Kapital, aber auch der damit verbundenen Mög-
lichkeit der Einflussnahme aus.

2.4	 Arbeitsdefinitionen 

Ausgehend von seiner konzeptionellen Einordnung 
in der Policy-Forschung meint der Begriff Instrumente 

HafenCity Universität 
HamburgHCUHCU
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die vielfältigen Mittel, d. h. diejenigen „tools and tech-
niques of governance“ (Howlett 2009: 414), die staat-
lichen und kommunalen, aber auch nicht-staatlichen 
Akteuren, zur Verfügung stehen, innerhalb eines (Po-
litk-)Feldes ihre Ziele zu verwirklichen (Jänicke et al. 
2000: 99).

Der Begriff informelle Instrumente ist Teil der De-
batte über partizipative Governance. Informelle In-
strumente bedienen sich Formen und Verfahren der 
Information, Beteiligung und Kooperation, um um-
setzungsrelevante Akteure einzubinden. Sie setzen 
dabei auf Kommunikation und Handlungskoordinati-
on. Regelungen zwischen Akteuren basieren nicht auf 
rechtlichen Zwängen oder ökonomischen Anreizen, 
sondern auf Selbstbindung der involvierten Akteure 
(Bischoff et al. 2005: 49; Danielzyk 2005: 466), die sich 
auf soziale Anreize und die Erweiterung des eigenen 
Wissenshorizontes zurückführen lässt.
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3	 Typologie informeller Instrumente

Die konzeptionelle Einordnung informeller Instru-
mente in der Governance-Forschung und den Pla-
nungswissenschaften verdeutlicht, dass private und 
zivilgesellschaftliche Akteure – neben staatlichen und 
kommunalen Akteuren – eine aktive Rolle in gesell-
schaftlichen Gestaltungs- bzw. Planungsprozessen 
spielen bzw. sie ihnen zugedacht wird. 

Adressaten öffentlicher Regelungen, z. B. Bürge-
rinnen und Bürger, Unternehmen und Verbände, wer-
den teilweise zu „Mit-Gestaltern“ von Entscheidungs-
prozessen (Danielzyk und Knieling 2011: 473). Durch 
informelle Politik- und Planungsinstrumente können 
betroffene und umsetzungsrelevante nicht-staatliche 
Akteure einbezogen werden. Teilweise entwickeln 
nicht-staatliche Akteure selbst informelle Instrumente 
und setzen diese um. Das Ausmaß und die Intensität 
der Einbindung bzw. Mitgestaltung reicht dabei von 
der Information über Teilhabe bis hin zu gleichbe-
rechtigten Partnerschaften zwischen öffentlichen und 
privaten Akteuren. Für eine Typisierung informeller In-
strumente in Bezug auf das Ausmaß der Einbindung 
nicht-staatlicher Akteure soll im Folgenden auf die Par-
tizipationsforschung Bezug genommen werden.

Für die Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern 
hat Arnstein (1969: 216) bereits Ende der 1960er Jahre 
in der „Ladder of Citizen Participation“ zwischen ver-
schiedenen Intensitäten der Partizipation unterschie-
den. In dieser Typologie wird das Ausmaß der Parti-
zipation daran bemessen, in welchem Umfang eine 

Abgabe von Macht an die Beteiligten stattfindet bzw. 
in welchem Maße sie an Entscheidungen tatsächlich 
mitwirken. Von „Information“ über „Consultation“ und 
„Partnership“ bis hin zu „Citizen Control“ nimmt die In-
tensität der Partizipation dabei zu.

Im Rahmen von Information und Konsultation wer-
den Meinungen eingeholt, ohne dass nennenswert 
Macht an die Beteiligten abgegeben wird. In Partner-
schaften hingegen findet durch Verhandlungen eine 
Abgabe von Verantwortung an Bürgerinnen und Bür-
ger statt. Im „Citizen Control“ geben staatliche Akteure 
ihre Macht vollständig an nicht-staatliche Akteure ab 
(Arnstein 1969: 217). Damit beschreibt Arnstein eine 
große Bandbreite der Partizipation: am unteren Ende 
kontrollieren Behörden die Einbindung, am oberen 
Ende der Leiter „regiert“ die Bevölkerung. Darin ist 
durchaus eine Unterscheidung zwischen „guter“ und 
„schlechter“ Partizipation erkennbar (Cornwall 2008: 
271). Eine andere Typologie, die u. a. zwischen passiver 
Partizipation, Partizipation durch Konsultation, funkti-
onaler und interaktiver Partizipation sowie Selbstmo-
bilisierung der Akteure unterscheidet, findet sich bei 
Pretty (1995, zitiert in Cornwall 2008: 272). Die von 
Arnstein und Pretty genannten Typen der Partizipati-
on überlagern sich in der Praxis. Einzelne Formen und 
Verfahren enthalten oftmals Bestandteile aus mehre-
ren der genannten Typen (Cornwall 2008: 273).

Ausgehend von der Typologie von Arnstein werden 
informelle Instrumente in diesem Beitrag nach dem 
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Ausmaß der Mitwirkung der Beteiligten vereinfacht in 
drei Haupttypen unterschieden (Sinning 2003: 56; Sel-
le 2005: 98; Bischoff et al. 2005: 49):

»» Information,

»» Beteiligung und

»» Kooperation.

Information setzt auf einseitige oder dialogische 
Kommunikation, ohne jedoch eine aktive Teilhabe zu 
ermöglichen. Information bedeutet keine aktive Ein-
flussnahme der Beteiligten in einem Entscheidungs-
prozess. Oftmals dominieren einseitige Kommunikati-
onsprozesse von der Entscheidungsebene in Richtung 
der Beteiligten bzw. der Öffentlichkeit. Beispiele für 
Informationsinstrumente zur Erkundung von Wissen, 
Interessen und Positionen sind Befragungen und In-
terviews. Formen und Verfahren zur Information und 
Meinungsbildung sind Pressearbeit, Broschüren, Post-
wurfsendungen und Internetseiten; dazu zählen aber 
auch dialogische Kommunikationsformen wie Infor-
mationsveranstaltungen oder Bürgerversammlungen 
(Bischoff et al. 2005: 49; Danielzyk und Knieling 2011: 
488f.; BMVBS 2012: 5). 

Beteiligung  beinhaltet einen, i. d. R. dialogischen,  
Kommunikationsprozess und aktive Teilhabe der Ak-
teure an Entscheidungsprozessen. Beteiligung umfasst 
hier diejenige Form der Einbindung, die Arnstein mit 
Konsultation beschrieben hat. Eine genuine Machtab-
gabe findet auch hier nicht statt. Beteiligte nehmen ak-
tiv Stellung und äußern ihre Meinung. Entscheidungs-
träger müssen sie jedoch nicht berücksichtigen. Zum 
Einsatz kommen hier beispielsweise Planungsbeiräte, 
Zielgruppenbeteiligung oder Bürgergutachten (Dani-
elzyk und Knieling 2011: 488f.; BMVBS 2012: 5f.).

Kooperation meint ergebnisoffene Verhandlungs- 
und Entscheidungsprozesse zwischen einer i.d.R. be-
grenzten Anzahl staatlicher, marktwirtschaftlicher oder 
zivilgesellschaftlicher Akteure. Die Beteiligten bestim-
men also grundsätzlich mit, wobei die Einflussnahme 
je nach Gegenstand der Entscheidung variieren kann. 

Kooperation steht damit in der Typologie von Arnstein 
für Partnerschaften und „Citizen Control“ und so für ein 
höheres Maß der Machtabgabe. Beispiele für entspre-
chende kooperative Handlungsformen sind Runde 
Tische und Mediationsverfahren (Danielzyk und Knie-
ling 2011: 488f.; BMVBS 2012: 6).
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4	 Informelle Instrumente zur Anpassung an 	
	 den Klimawandel

Einen Überblick über informelle Instrumente aus 
planungswissenschaftlicher Perspektive mit Bezug zur 
Anpassung an den Klimawandel bieten z. B. BMVBS/
BBSR (2009) und ARL (2010). Als Beispiele werden u.a. 
Geographische Informationssysteme (GIS), Regio-
nalkonferenzen, räumliche Leitbilder und Szenarien, 
raumbezogene Konzepte wie Regionale Entwick-
lungskonzepte, Risikomanagementpläne sowie Stra-
tegien und Programme, etwa Artenschutz- und Biodi-
versitätsstrategien, genannt. 

Dieser Beitrag behandelt Anwendungsbeispiele, 
die bereits in Modellvorhaben entwickelt und/oder in 
der Praxis erprobt wurden. Wenn Beispiele vorliegen, 
die bereits in Planungs- und Verwaltungsprozessen in 
der Metropolregion Hamburg angewendet werden 
und einen Bezug zur Anpassung an den Klimawan-
del aufweisen, wird darauf eingegangen. Ergänzend 
werden Beispiele aus Deutschland und der internati-
onalen Diskussion vorgestellt. Soweit die Quellenlage 
dies zulässt, werden die Zielstellung(en), die beteili-
gten Akteure und besondere Herausforderungen der 
informellen Instrumente erläutert.  Die Gliederung 
bzw. Einordnung folgt dabei der Unterscheidung in 
informations-, beteiligungs- und kooperationsbasierte 
Instrumente. Eine eindeutige Zuordnung ist jedoch 
nicht immer möglich, da einzelne Instrumente teilwei-
se Elemente aus mehr als einem der drei genannten 
Bereiche aufweisen. Dieser Typologie folgend zeigt 
Tabelle 1 eine Übersicht der in diesem Beitrag disku-
tierten informellen Instrumente.

4.1	 Information

Im Kontext der Zunahme klimabedingter Umwelt-
risiken ist deren Identifizierung und Beurteilung (Da-
tengewinnung) einerseits sowie die Information der 
Öffentlichkeit und von Expertinnen und Experten 
über Risiken (Informationsbereitstellung) anderer-
seits bedeutsam. Diese beiden Ansätze lassen sich zu 
einem informationsorientierten Instrumentenstrang 
zusammenfassen (Bischoff et al. 2005: 49). Verfahren 
der Information über Klimaanpassung zielen u.a. auf: 
Problemfindung und –bewertung, Bewusstseinsbil-
dung, Sensibilisierung für die Betroffenheit durch Kli-
mafolgen sowie lokale Konkretisierung der möglichen 
Auswirkungen des Klimawandels (Frommer 2010: 45).

4.1.1	 	Befragung und Interview

Schriftliche Befragungen dienen der Erkundung von 
Meinungen und Interessen, um so einen Beitrag zur 
Bestandsanalyse und Problembenennung zu leisten 
und erste Hinweise auf Kooperationsmöglichkeiten zu 
liefern (Bischoff et al. 2007: 52). Eine Sonderform der 
schriftlichen Befragung unter Einbeziehung moderner 
Telekommunikationsmittel ist die Onlinebefragung. 
Durch den hohen Verteilungsgrad internetfähiger 
Computer lässt sich so relativ einfach eine breite Masse 
an Adressaten erreichen. Im Rahmen der Erarbeitung 
des Aktionsplanes Anpassung des Bundes zur Um-
setzung der Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) 
wurde dieses Instrument im Jahr 2010 eingesetzt. Die 
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Information Instrumententyp Beispiele aus der Klimaanpassung

Erkunden, 
Informationen 
beschaffen

Befragungen,  
Interviews

Onlinebefragung zur Deutschen Anpassungsstrategie (DAS), 
Bund

Informieren,  
Meinung bilden

Wurfsendungen Sturmflutmerkblatt, Hamburg / Wurfsendung „Sturmflut – wat 
geiht mi dat an?“, Schleswig-Holstein

Karte Risiko-/Vulnerabilitätskarte

Vortrags-/ Diskussions- 
veranstaltung

Regionalkonferenzen zur Klimaanpassung von Bund und 
Ländern (Regionalkonferenzen Küstenregion in Hamburg und 
Bremerhaven)

Ortsbegehungen, 
Exkurisonen

Deichschau (auch Beteiligung)

Informations- und  
Entscheidungs- 
unterstützungssysteme

Climate Change Explorer / CoastRanger / Regional Impact 
Simulator / Decision Support System

Beteiligung

Beirat und Ausschuss Beirat Integriertes Küstenschutzmanagement, Schleswig-
Holstein / Regierungskommission Klimaschutz, Niedersach-
sen / Arbeitsgruppe Tideelbe zur Wasserrahmenrichtlinie / 
Stakeholder-Dialoge zur Klimaanpassung, Bund

Workshop, Werkstatt 
Arbeitsgruppe

Szenarioprozess / Leitbildprozess / Partizipative Kartierung, 
Modellierung

Weitere Formen und Ver-
fahren der Beteiligung

Policy-Delphi / Photovoice

Kooperation

Runde Tische Runder Tisch „Rückdeichung Sude/Krainke“

Akteursnetzwerk KLARA-Net / Learning (and Action) Alliance / KLIMZUG-Projek-
te des BMBF / Kompetenznetzwerk Hamburg Wasser

Kooperative Entwicklung 
von Plänen, Konzepten 
und Programmen

Integriertes Regionales Klimaanpassungsprogramm  
(Modellregion Dresden)

Mediation Mittlergestützte Verhandlungen zwischen Küstenschutz und 
Naturschutz, Niedersachsen

Intermeditäre  
Organisationen

Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpassung (KomPass) 
Climate Service Center (CSC) des Helmholtz-Zentrums 
Geesthacht, Schleswig-Holstein
Klimaanpassungsbeauftragter
Leit- und Stabsstelle Klimaschutz und Anpassung

Weitere Formen und Ver-
fahren der Kooperation

Zielvereinbarung / Policy -Wettbewerb

Tab. 1: Informelle Instrumente im Bereich der Klimaanpassung (systematisiert nach Bischoff et al. 2005)
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vom Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpassung 
(KomPass) durchgeführte Befragung richtete sich vor 
allem an Unternehmen, Kommunen und Verbände 
(KomPass 2010).  Ziel war die Erfassung der Betroffen-
heit und deren Einschätzung durch gesellschaftliche 
Akteure. Dazu war ein ca. 15-minütiger Fragebogen zu 
verschiedenen Schwerpunkten des Aktionsplans aus-
zufüllen. Während die Bundesregierung diese Umfra-
ge als Element eines „breiten Beteiligungsprozesses“ 
(KomPass 2010) beschreibt, stellt sie in der Typologie 
dieser Arbeit ein Instrument zur Erhebung von Infor-
mationen dar (s. Kapitel 3).

4.1.2	 	Wurfsendung 

Wurfsendungen sind ein Beispiel für unidirektio-
nale Kommunikation. Sie dienen beispielsweise Be-
hörden oder Ministerien zur großflächigen Informa- 
tion von Haushalten über aktuelle Themen und Vorha-
ben und können auf Risiken und entsprechende Re-
aktionsmöglichkeiten hinweisen (Bischoff et al. 2005: 
73). Als unverlangte Massenmitteilungen werden 
sie über die Briefkästen an die Adressaten verteilt.

Sturmflutmerkblatt

Ein Beispiel für ein derartiges Informationsinstru-
ment in der Metropolregion Hamburg sind die von der 
Hamburger Behörde für Inneres herausgegebenen 
Sturmflutmerkblätter (FHH 2012b). 

Diese bieten potentiell Betroffenen stadtteilspezi-
fische Informationen über das richtige Verhalten bei 
Sturmfluten und zeigen Sammel- und Kontaktstellen 
auf. So findet sich darin unter anderem eine Checkliste 
über erforderliche (z.B. Strom abstellen) und optionale 
(z.B. Umlagerung von Mobiliar) Notfallmaßnahmen so-
wie eine detaillierte Überflutungskarte, anhand derer 
der Betroffenheits- und Gefährdungsgrad abgelesen 
werden kann. Da im Zuge des Klimawandels mit häu-
figeren und stärkeren Sturmfluten gerechnet werden 
kann, ist der Bezug dieses Instruments zur Klimaan-
passung offensichtlich. Im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel sind künftig graduelle Anpassungen der 

Fluchtwege, Sammelstellen und Risikobereiche und 
kürzere Aktualisierungsintervalle denkbar.

Wurfsendung „Sturmflut – wat geiht mi dat an?“ 

Im Zuge der INTERREG-Projektes Safecoast wurde 
im Jahr 2008 eine „Sturmflut – wat geiht mi dat an?“ 
betitelte Wurfsendung durch die Schleswig-Holstei-
nischen Ministerien für Inneres (in seiner Funktion als 
Ressort für Katastrophenschutz) sowie Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume an Haushalte in potenti-
ell sturmflutgefährdeten Gebieten verteilt. 

Darin finden sich Informationen über mögliche Fol-
gen des Klimawandels, Maßnahmen des Sturmflut-
schutzes sowie Vorgehensweisen im Katastrophenfall 
(SH 2008a, 2008b)., um den potentiell Betroffenen eine 
seriöse und wissenschaftlich fundierte Informations-
quelle zur Verfügung zu stellen und persönliche Hand-
lungsoptionen und Schutzmöglichkeiten aufzuzeigen, 
wie beispielsweise die Lagerung wertvoller Gegen-
stände in höheren Stockwerken. Um einen stärkeren 
regionalen Bezug herzustellen, wurden jeweils ange-
passte Versionen für Ost- und Westküste entwickelt, 
welche zudem mit spezifischen Beilagen für einzelne 
Kreise versehen wurden. 

4.2	 Beteiligung

Beteiligung meint die Einbeziehung und das Mitwir-
ken Dritter in Prozesse und Verfahren, die im Verant-
wortungsbereich eines Akteurs liegen (Bischoff et al. 
2005: 10). Ziele sind dabei unter anderem: 

»» Nutzbarmachung lokaler Kapazitäten und des 
Wissens der Stakeholder (Informationsgewinn) 
(Lim und Spanger-Siegfried 2005: 51); 

»» Identifizierung und ggf. Vermeidung von Kon-
flikten; Aktivierung bzw. Mobilisierung unter-
schiedlicher Akteure (Danielzyk 2005: 466); 

»» Legitimationswirkung (Bischoff et al. 2005: 21ff.). 

HafenCity Universität 
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4.2.1	 Beirat und Ausschuss

Beiräte sind in der Regel sachverständige und un-
abhängige Beratungsgremien (Eichhorn et al. 2002: 
107). Meist dienen sie der Beteiligung von Stakehol-
dern oder der Nutzung externen Sachverstandes. Ihre 
Funktion liegt in der Regel in der Beratung, fachlichen 
Begleitung und Entscheidungsvorbereitung, während 
die Entscheidungsbefugnisse meistens bei der Träger-
organisation oder dem Trägergremium verbleiben (Bi-
schoff et al. 2005: 111). 

Beirat Integriertes Küstenschutzmanagement  
Schleswig-Holstein

In der MRH gibt es verschiedene Beispiele für Bei-
räte mit Bezügen zum Thema Klimaanpassung, darun-
ter der Beirat Integriertes Küstenschutzmanagement 
(BIK) Schleswig-Holstein. Der BIK berät seit 1999 über 
Planungen und Maßnahmen des Küstenschutzes. Ar-
beitsschwerpunkte sind der Ausgleich zwischen ver-
schiedenen Interessen an den Küstenraum, die öffent-
liche Wahrnehmung des Küstenschutzes und dessen 
Finanzierung. 

Laut Landesregierung sollen durch den BIK private 
und öffentlich-rechtliche Betroffene an Planungs-
prozessen des Küstenschutzes beteiligt werden. Der 
Beirat hat eine beratende Funktion (Hofstede und 
Probst 2002: 8) und setzt sich aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Politik, Verwaltung und Verbänden von 
der lokalen bis zur Landesebene zusammen. Zu ihnen 
gehören z. B. die Küsten,- Natur- und Umweltschutz-
verwaltung des Landes, Vertreter der Gemeinden und 
Kreise sowie Naturschutz-, Wasser- und Bodenverbän-
de (SH 2012). Die Angehörigen des Beirats werden 
durch das für den Küstenschutz zuständige Ministe-
rium berufen, das den halbjährlichen Sitzungen des 
BIK vorsitzt. Der BIK installiert bei Bedarf Fachbeiräte 
zu Einzelfragen, z. B. zum „Vorlandmanagement“. 
Dieser Fachbeirat behandelte Interessenkonflikte 
zwischen den Belangen des Naturschutzes und des 
Küstenschutzes (Hofstede und Probst 2002: 2ff.).  Die 
Landesregierung versteht den Beirat als Instrument 

partizipatorischer Planung im Rahmen ihres Integ-
rierten Küstenschutzmanagements (Hofstede und 
Probst 2002: 2ff.), um Meinungen, Kompetenzen und 
Wünsche der relevanten Akteure einzubeziehen. Dies 
soll zu Engagement und „geteilter Verantwortung“ im 
Küstenschutz führen. Auf diesem Wege könnten die 
„wirklichen Fragen“ erkannt werden, was häufig zu 
besser umsetzbaren Lösungen führe (SH 2012). 

Aus der Perspektive der Verwaltung hat sich die 
Bedeutung des BIK für eine größere Transparenz der 
Küstenschutzverwaltung bzw. einen verbesserten In-
formationsfluss zwischen den Beteiligten in der Praxis 
bestätigt (Hofstede und Probst 2002: 8). 

Regierungskommission „Klimaschutz“  
in Niedersachsen

Ein weiteres Beispiel für einen Beirat stellt die nieder-
sächsische Regierungskommission Klimaschutz dar. 
Diese setzte sich aus Vertreterinnen und Vertretern der 
Wirtschaftsverbände, Unternehmen, Gewerkschaften, 
Wissenschaft, der Umweltverbände, der kommunalen 
Spitzenverbände, Kirchen, Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Verwaltung zusammen (NMU 2012). Ihr 
Selbstverständnis bestand darin, eine transparente 
Plattform für den Klimadiskurs in Niedersachsen zu bie-
ten, als „Innovationsmotor“ neue Lösungen und Wege 
für den Umgang mit dem Klimawandel zu erkunden 
und die Landesregierung im Hinblick auf Klimathe-
men zu beraten. Mit der Übergabe der „Empfehlungen 
für eine niedersächsische Strategie zur Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels“ an die Landesregierung 
stellte die Kommission ihre Arbeit ein (NRK 2012).

Das Land Niedersachsen sah in der Regierungskom-
mission einerseits eine Möglichkeit zur Beteiligung 
vielfältiger Akteure. Andererseits diente sie dazu, die 
„unterschiedlichen Betroffenheiten gesellschaftlicher 
Akteure herauszufinden und […] das Wissen der Ak-
teure über mögliche Lösungswege für eine effiziente, 
praxisorientierte und von einem breiten gesellschaft-
lichen Konsens getragenen Klimaschutz- und Klima-
anpassungspolitik [zu nutzen]“ (RKK 2012: 12). 
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Arbeitsgruppe Tideelbe zur Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL)

Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 
sieht die Information und Anhörung der Öffentlichkeit 
sowie die Förderung aktiver Beteiligung vor. Die Be-
teiligung der organisierten Öffentlichkeit in Form von 
Verbänden erfolgt dabei unter anderem durch diverse 
Arbeitsgruppen auf den verschiedenen räumlichen 
Umsetzungsebenen, beispielsweise durch die AG Ti-
deelbe für den entsprechenden Koordinierungsraum, 
den Arbeitskreis WRRL in Schleswig-Holstein oder die 
verbandsübergreifende Arbeitsgruppe in Hamburg, in 
der die verschiedenen Verbände intern Umsetzungs-
fragen diskutieren. 

Die AG Tideelbe setzt sich aus Behördenvertrete-
rinnen und -vertretern der im Koordinierungsraum 
beteiligten Länder, beispielsweise des MLUR in Schles-
wig-Holstein, der Naturschutzverbände, der HPA, der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde und der Lenkungs-
gruppe FHH zusammen. Die wesentlichen Aufga-
ben umfassen die Einschätzung der Zielerreichung, 
Vorschläge und Abstimmung der umsetzbaren Maß-
nahmen, Abstimmung der Bewirtschaftungsplanung 
und die Unterstützung der Öffentlichkeitsarbeit (Grett 
2006: 19).

Das Ziel der WRRL ist die Erreichung des „guten Zu-
standes“ aller Gewässer bis 2015. Dabei werden erst-
mals Oberflächengewässer und Grundwasser über 
Ländergrenzen hinweg gemeinsam betrachtet. In die-
sem Zusammenhang wurden bis 2009 ein Maßnah-
menkatalog und ein Bewirtschaftungsplan aufgestellt. 
Der Maßnahmenkatalog soll bis 2012 in die Praxis um-
gesetzt werden. Die Maßnahmen sollen bis 2015 be-
gleitet und geprüft werden und dann alle sechs Jahre 
nochmals überprüft und aktualisiert werden. 

Stakeholder-Dialoge zur Klimaanpassung

Seit 2009 führt das Kompetenzzentrum Klimafolgen 
und Anpassung im Umweltbundesamt (KomPass) 
eine Reihe von sogenannten Stakeholder-Dialogen 
zu verschiedenen Themenfeldern der Anpassung an 

den Klimawandel wie beispielsweise dem Küsten-
schutz oder der Verkehrsinfrastruktur durch (Hoffman 
et al. 2011). Dabei wurden Akteure aus Verbänden, 
Wirtschaft, Wissenschaft sowie Verwaltung und Politik 
in Form von Workshops an der Diskussion der sektor-
spezifischen Chancen und Risiken des Klimawandels 
beteiligt (Hoffman et al. 2011: 1f.). Übergreifende Ziele 
der Dialoge waren unter anderem die Identifizierung 
von Handlungserfordernissen sowie Forschungs- und 
Kooperationsbedarfen. Im Zuge der Evaluierung der 
Stakeholder-Dialoge wurde diesen zugesprochen, die 
Sensibilisierung, Aktivierung und Befähigung der Teil-
nehmenden gefördert zu haben (Hoffman et al. 2011: 
6). Insbesondere der Wechsel aus Impulsvorträgen 
und Weltcafé-Runden und damit einhergehende Ak-
tivitäts- und Reflexionsphasen wurden als positiv he-
rausgestellt. 

4.2.2	 Workshops

Im vorliegenden Text stellen Workshops eine Art 
Oberbegriff für verschiedene Formen der Beteiligung 
dar, die mit Hilfe strukturierter und zeitlich begrenzter 
Prozesse darauf abzielen, Probleme und Ziele im Hin-
blick auf bestimmte Themen zu identifizieren und zu 
erörtern (Bischoff et al. 2005: 138ff.). Dabei können ver-
schiedene kreativitätsfördernde Methoden und Visua-
lisierungstechniken unterstützend verwendet werden.

Szenarioprozesse

Im Hinblick auf die dem Klimawandel inhärente Un-
sicherheit der zu erwartenden Änderungen stellen 
Szenarien bzw. Szenarioprozesse eine spezielle Form 
von Anpassungsworkshops dar. Wilson (2009: 226) de-
finiert Szenarien als kohärente, konsistente und plausi-
ble Beschreibungen der Zukunft, mit dem Zweck, zu-
künftige Trends, Entscheidungen oder Konsequenzen 
vorzubereiten. Die Stärke des Instruments liegt dabei 
im Umgang mit abstrakten, in der Zukunft liegenden 
Problemzusammenhängen. Dies ermöglicht den Teil-
nehmenden, unvorhersehbare Ereignisse in Entschei-
dungsprozesse einzubeziehen (Wilson 2009: 232). Der 
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Einsatz qualitativer Szenarien in Anpassungsprozes-
sen, bei denen die Betroffenen (z.B. Anwohnerinnen 
und Anwohner) und Akteure aus Verwaltung und 
Politik involviert werden, lässt sich als Beteiligungsin-
strument einordnen. Im Hinblick auf die Anpassung an 
den Klimawandel eignen sich Szenarioprozesse dafür, 
frei von alltäglichen Zwängen die Bandbreite mög-
licher Veränderungen zu erkunden und dabei auch Ta-
buthemen, z.B. extreme Sturmflut- und Trockenheits-
szenarien, anzusprechen. Sie leisten einen Beitrag zur 
Flexibilisierung der Planung, indem sie alternative Zu-
künfte entwickeln und davon ausgehend notwendige 
Entscheidungen identifizieren (Overbeck et al. 2008: 
376f.). Darüber hinaus können die unterschiedlichen 
Szenarien auch der Bewertung von Plänen und Ent-
scheidungen dienen (Susskind 2010: 227f.). 

Tompkins et al. (2008) beschreiben zwei kommu-
nale Szenarioprozesse an der Küste Großbritanniens. 
Dabei ließen sich die unterschiedlichen Handlungs-
präferenzen der Teilnehmer abbilden. Die Autoren 
stellen fest, dass Szenarioprozesse als adaptiver, lern-
basierter Managementansatz Akteure dazu anregen, 
Formen der Entscheidungsfindung und Implikationen 
der Entscheidungen zu reflektieren. So können neue 
Governance-Formen erprobt und entwickelt werden, 
die auch angesichts zukünftiger Probleme des Klima-
wandels tragfähig sind.  Im Rahmen des Forschungs-
projektes KLIMZUG-Nord wurden Szenario-Workshops 
mehrfach eingesetzt, so beispielsweise für die Ent-
wicklung eines kommunalen Leitbildes zum Umgang 
mit Klimafolgen (Albert et al. 2011). Es zeigte sich, dass 
die Bildung von Problembewusstsein und der kreative 
Umgang mit möglichen Entwicklungsalternativen 
befördert werden. Dies fließt letztlich in die politische 
Entscheidungsfindung mit ein. Zudem wurde deut-
lich, dass die Einschätzung von Vulnerabilitäten durch 
die Teilnehmenden zum Teil signifikant vom wissen-
schaftlichen Standpunkt abwich.

Leitbildprozesse

Die deutsche Anpassungsstrategie misst räumlichen 
Leitbildern eine hohe Bedeutung für die Entwicklung 

anpassungsfähiger und resilienter Raumstrukturen bei 
(Bundesregierung 2008: 42). Von den gängigen sied-
lungsstrukturellen Leitbildern erfüllt jedoch keines alle 
Kriterien, die an derartige Raumstrukturen zu stellen 
wären (Knieling et al. 2011b). Die ARL fordert die Inte-
gration von Aspekten der Klimaanpassung in die Leit-
bilder der regionalen Raumordnung und –entwick-
lung (ARL 2010: 10). Zu diesen Aspekten zählen die 
Vorsorge (z.B. Ressourcen- oder Hochwasserschutz), 
No-regret-Strategien und ein flexibler Umgang mit 
Unsicherheiten. In diesem Zusammenhang bietet es 
sich an, Leitbildprozesse auf vorangegangen Szenari-
oprozessen aufzubauen und so ein wünschenswertes 
Bild der Zukunft zu formulieren (BMVBS und BBSR 
2009: 31). Entsprechend lässt sich der Leitbildprozess 
auf Grund der partizipativen Ausgestaltung als Betei-
ligungsinstrument charakterisieren. Eine stärker auf 
Kooperation ausgerichtete Ausgestaltung, beispiels-
weise bei einem verwaltungsinternen Verfahren, ist 
jedoch auch denkbar.

Im Rahmen von KLIMZUG-Nord wurde für die nie-
dersächsische Samtgemeinde Gartow ein klimaan-
gepasstes Leitbild in einem Beteiligungsprozess ent-
wickelt und beschlossen (Zimmermann und Knieling 
2010). Für verschiedene Handlungsfelder wie bei-
spielsweise Siedlungsentwicklung oder Tourismus 
wurden dabei Ziele und dazugehörige Umsetzungs-
strategien definiert und teilweise räumlich spezifiziert. 

Partizipative Kartierung und Modellierung

Die Visualisierung von Klimafolgen sowie die Dar-
stellung topographischer Merkmale anhand von  
Karten oder Modellen fördert ein intuitives Verständnis 
abstrakter Konzepte wie Vulnerabilität und Risiko (Ab-
schnitt „Karten“); zudem lassen sich Anpassungsmaß-
nahmen anschaulicher planen (Gaillard und Maceda 
2009: 110f.). Basiert die Entwicklung der Karten bzw. 
Modelle auf einem partizipativen Verfahren, kann dies 
dazu beitragen, dass der Austausch zwischen wissen-
schaftlicher und lokaler Community gefördert, lokales 
Wissen verfügbar gemacht sowie Engagement und 
Resonanz gegenüber dem Klimawandel gestärkt wird 
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(Gaillard und Maceda 2009; Cohen et al. 2012; Bardsley 
und Sweeney 2010). 

Participatory 3-Dimensional Mapping (P3DM) hat 
seinen Ursprung in Anpassungsprozessen in Entwick-
lungsländern (Rambaldi und Callosa-Tarr 2002; Gaillard 
und Maceda 2009). Unter Beteiligung der lokalen Ge-
meinschaft und Verwendung vorhandener Materialien 
werden maßstabsgetreue dreidimensionale (Relief-) 
Karten erstellt, die der Identifizierung von klimatisch 
bedingten Risiken und der anschaulichen Planung von 
Anpassungsmaßnahmen dienen. Ein Schwerpunkt 
liegt dabei auf der Aggregation lokalen Expertenwis-
sens und der Inklusion sozial benachteiligter Gruppen. 
Laut Gaillard (2009: 114f.) liegen die Vorteile von P3DM 
in der günstigen und einfachen Anwendung. Nachtei-
lig ist, dass die umfangreiche Einbeziehung der loka-
len Gemeinschaft einen intensiveren Vorbereitungs-
prozess erfordert und die langfristige Betreuung und 
Aktualisierung der Karten aufwendig ist. 

Cohen et al. (2012) stellen in einer Fallstudie einen 
partizipativen Anpassungsprozess in North Vancouver, 
Kanada vor. Aufbauend auf regionalen Klimaszenarien 
wurden dabei computergestützte Visualisierungen 
generiert sowie in Workshops präsentiert und disku-
tiert. Die Studie legt nahe, dass insbesondere die Vi-
sualisierung und der anschließende Dialog mit den 
Teilnehmenden die emotionale Resonanz im Hinblick 
auf den Klimawandel verstärkte. Zudem gaben die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an, ein besseres 
Grundverständnis von Anpassungs- und Klimaschutz-
maßnahmen entwickelt zu haben.

Bardsley und Sweeney (2010) beschreiben einen 
partizipativen Kartierungsprozess anhand einer Fall-
studie einer australischen Bergregion (Bardsley und 
Sweeney 2010). Unter Beteiligung lokaler Stakeholder 
sowie Expertinnen und Experten wurden computer-
gestützte Modellierungen des Terrains angefertigt. Die 
Autoren schließen, dass derartige Modellierungen die 
Entwicklung überzeugender Argumente für den  Schutz 
kritischer Naturräume unterstützen und insofern poli-
tische Entscheidungsprozesse informieren können.

4.2.3	 Weitere Formen und Verfahren  
	 der Beteiligung

Policy-Delphi

Das Policy-Delphi ist im weiten Sinne ein itera-
tives Verfahren, in dessen Verlauf eine Gruppe von 
Sachverständigen unterschiedliche Standpunkte 
Im Hinblick auf ein bestehendes Problem generiert 
und dem Entscheidungsträger vorlegt (Turoff 1975). 
Ziel ist es, möglichst umfassend verschiedene Hand-
lungsoptionen aufzuzeigen und die Entscheidungs-
grundlage für den späteren Abwägungsprozess zu 
erweitern. Dabei stehen eher gegensätzliche als 
konsensuale Sichtweisen im Vordergrund. Das Ver-
fahren folgt einem strukturierten Kommunikations- 
prozesses, der von der Problemformulierung bis zur 
Re-Evaluierung der entwickelten Optionen reicht. Das 
Produkt bildet oftmals einen Ideen- und Maßnahmen- 
katalog, aus dem der oder die Entscheidungsträge-
rinnen und -träger sich bedienen kann/können.

Ein Policy-Delphi wurde beispielsweise zur Identi-
fizierung und Bewertung von Klimaanpassungsopti-
onen für ein Schutzgebiet in Kanada erprobt. Lemieux 
und Scott (2011) schildern, dass die Einbeziehung 
von lokalen Expertinnen und Experten, die zudem 
teilweise über Entscheidungskompetenzen verfü-
gen, sowohl die Entwicklung als auch die zukünftige 
Implementierung von lokalspezifischen Anpassungs-
maßnahmen fördern kann. Darüber hinaus wird die 
Anpassungskapazität der Beteiligten gesteigert, in-
dem ihr Bewusstsein für die Problemlagen und die An-
passungsoptionen verstärkt wird. Schließlich können 
die entwickelten Maßnahmen und die zugrundelie-
genden Kriterien gegebenenfalls von anderen Institu-
tionen und Administrationen übernommen werden.

Photovoice

Bei Photovoice handelt es sich um eine partizipato-
rische Aktionsforschungs-Methode, die darauf abzielt, 
innerhalb einer lokalen Gemeinschaft Stärken und 
Missstände zu identifizieren, einen kritischen Dialog 
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zu initiieren, Bewusstsein zu schaffen und letztlich po-
litische Entscheidungsträger zu erreichen (Wang und 
Burris 1997: 369). Dazu werden die Teilnehmenden 
mit Kameras und dem Auftrag ausgestattet, möglichst 
aussagekräftige Bilder von Ereignissen und Motiven 
aufzunehmen, die sie aus ihrer Perspektive auf ein be-
stimmtes Thema als wichtig erachten. Die Bilder wer-
den anschließend durch die Teilnehmenden diskutiert, 
wobei gemeinsame und unterschiedliche Sichtweisen 
aufgedeckt und konsensuale Standpunkte identifiziert 
werden können. Durch die besondere Bildersymbolik 
soll zudem die Aufmerksamkeit von Entscheidungs-
trägerinnen und Entscheidungsträgern auf eine Weise 
gewonnen werden, die sich von üblichen schriftlichen 
und verbalen Aussagen abhebt (Gustafson und Al-
Sumait 2009: 7).

In Australien kam die Photovoice-Methode im Rah-
men eines Forschungsprojektes zur Klimaanpassung 
zum Einsatz, um Gefahren und Auswirkungen eines 
steigenden Meeresspiegels zu identifizieren. Baldwin 
und Chandler (2010) folgern, dass die Methode dazu 
beitragen kann, Bewusstsein für den Klimawandel zu 
schaffen, indem bisherige Sichtweisen in Frage ge-
stellt und kritisch reflektiert werden. Die emotionale 
Auseinandersetzung mit dem Thema rufe das Bedürf-
nis zum Handeln hervor, bilde soziales Kapital in Form 
kooperativen Handelns und fördere das Bewusstsein 
für die Perspektiven anderer.

4.3	 Kooperation

Kooperation bezeichnet „die Zusammenarbeit selbst- 
ständiger Akteure (mit eigener Entscheidungs- und 
Handlungskompetenz)“ (Bischoff et al. 2005: 10). In ko-
operativen Formen und Verfahren geht es u. a. um Ori-
entierungs- und Koordinationswirkung durch Vereinba-
rung von Zielen und Maßnahmen, Integration neuer 
Inhalte in bestehende Strukturen durch Netzwerke 
(Frommer 2010: 45f.) sowie Normgenerierung durch 
Festschreibung eines Konsenses (Knieling et al. 2011b: 
251), z. B. durch Zielvereinbarungen zwischen Beteili-
gten bzw. Betroffenen.

4.3.1	 Runder Tisch 

Runde Tische sind ein etabliertes Mittel zur Konsens- 
suche und Beilegung von Interessenkonflikten bei-
spielsweise in Planungsverfahren. Die Beteiligten 
diskutieren dabei gleichberechtigt ihre Standpunkte 
und versuchen eine gemeinsame Lösung zu finden 
(Bischoff et al.  2005: 183f.).

Runder Tisch „Rückdeichung Sude/Krainke“

Im Zuge einer Kontroverse um Rückdeichungen im 
Bereich der Elbe-Nebenflüsse Sude und Krainke setzte 
das Niedersächsischen Ministerium für Umwelt und 
Klimaschutz Anfang 2011 einen Runder Tisch ein, um 
konsensuale Lösungen zu erörtern (NHB 2011: 17). Die 
gegensätzlichen Positionen zwischen behördlichem 
sowie verbandlichem Naturschutz und privaten Flä-
cheneigentümern umfassen sowohl die Rückverle-
gung der bisherigen Deichlinie zur Schaffung neuer 
Überflutungsflächen und zur Renaturierung als auch 
die Erhaltung und Sanierung der Deichlinie, um die Flä-
chen weiterhin landwirtschaftlich zu nutzen. Gerade 
im Kontext des Klimawandels mit zu erwartenden häu-
figeren und stärkeren Hochwasserereignissen gewin-
nen Lösungen, die über den linienhaften Hochwasser-
schutz hinausgehen, an Bedeutung. Im vorliegenden 
Fall scheinen die Fronten jedoch so verhärtet zu sein, 
dass bisher keine Annäherung oder Ergebnisse erzielt 
werden konnten (Arbeitskreis Kultur Natur Preten 2011).

4.3.2	 Akteurnetzwerke

Als lernende Systeme beeinhalten Akteurnetzwerke 
öffentliche, privatwirtschaftliche und zivilgesellschaft-
liche Akteure und tragen zu einer besseren Abstimmung 
der jeweiligen Aktivitäten sowie zum Austausch und 
Aufbau von Anpassungswissen bei (ARL 2009: 8). Dabei 
stellen Netzwerke gewissermaßen eine Kooperations- 
und Kommunikationsplattform dar, auf deren Grundlage 
andere Instrumente wie Szenario- und Leitbildprozesse 
angewendet werden können. Akteurnetzwerke werden 
in diesem Zusammenhang auch als „Informationsbro-
ker“ bezeichnet (Knieling 2003; Riechel 2011: 199).
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KLARA-Net

Als eines der ersten regionalen Akteurnetzwerke 
zur Klimaanpassung in Deutschland gilt KLARA-
Net (Netzwerk zur KLimaAdaption in der Region 
StArkenburg), welches durch das Fachgebiet Um-
welt- und Raumplanung der Technischen Universität 
Darmstadt bearbeitet und im Rahmen des BMBF- 
Förderschwerpunktes „Forschung für den Klima- 
schutz und Schutz vor Klimawirkung“ gefördert wurde. 

Ziel von KLARA-Net war es, innerhalb des geschaf-
fenen Akteursnetzwerkes, für verschiedene Akteure 
der vier Handlungsfelder (Bauwirtschaft, Wasserwirt-
schaft und Planung; Gesundheit; Land- und Forstwirt-
schaft sowie Tourismus) effektive Umsetzungs- und 
Handlungskonzepte zu entwickeln. Das Netzwerk 
setzte auf einen komplexen Prozess der (Anpassungs-) 
Wissensproduktion und –verarbeitung (Riechel 2011). 
Dabei stand die Integration von Klimawissen in orga-
nisationale Handlungsroutinen im Vordergrund. Inso-
fern diente das Netzwerk der Entscheidungsvorberei-
tung. Die Beobachtungen im Rahmen von KLARA-Net 
belegen, dass diese Integration einen langwierigen, 
aber lohnenswerten Wandlungsprozess anstößt (Rie-
chel 2011: 213).

Lern- und Aktionsallianzen

Lernallianzen werden als „a group of individuals or 
organisations with a shared interest in innovation and 
the scaling-up of innovation, in a topic of mutual in-
terest“ definiert (Batchelor und Butterworth 2008: 1). 
Auf konzeptioneller Ebene bezeichnen Lern- und Ak-
tionsallianzen einen kollaborativen (Multi-Stakehol-
der) Ansatz, der auf die Generierung von Innovation 
und Wissen abzielt (Molyneux-Hodgson et al. 2011). 
Die Ergänzung des Wortes „Aktion“ stellt dabei auf 
den Anwendungsbezug ab und bezieht sich in der 
ursprünglichen Definition auf die Integration von 
Hochwassermanagement und Stadtplanung. Insofern 
stellen Lern- und Aktionsallianzen ein umsetzungs-
orientiertes, sektorales Akteurnetzwerk dar. Als me-
thodische Grundlage dient das sogenannte Action 

Learning (AL). Dieses zielt darauf ab, gemeinsames 
Lernen unter Praktikern, d.h. ohne Einbeziehung exter-
ner Experten, am Beispiel realer Herausforderungen zu 
befördern und auf dieses Weise Problemlösungen zu 
entwickeln (Meynhardt et al. 2011: 85).

In der MRH wurde im Rahmen der Strategic Alliance 
for Integrated Water Management Actions (SAWA) die 
LAA Wandse etabliert. Diese stellt einen Zusammen-
schluss aus Forschung und Verwaltung dar. Schwer-
punkt der SAWA ist die Integration der Anforderungen 
aus der Wasserrahmenrichtline und der Hochwasser-
richtlinie in eine Gesamtstrategie. Als Forum für den 
Austausch von Ideen zielt die LAA Wandse dabei un-
ter Einbeziehung von beispielsweise Workshops und 
Ortsbesuchen auf die Generierung einer gemein-
samen Vision und von Vertrauen ab (Blanksby und Ma-
nojlovic 2011).

KLIMZUG-Projekte des BMBF

Im Rahmen der KLIMZUG-Projekte (KLIMawandel in 
Regionen ZUkunftsfähig Gestalten) fördert das Bun-
deministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
zwischen 2008 und 2014 Forschungsvorhaben zur 
Anpassung an den Klimawandel in sieben Modell-
regionen in Deutschland, darunter beispielsweise 
KLIMZUG-Nord in der Metropolregion Hamburg oder 
REGKLAM (Regionales Klimaanpassungsprogramm 
Modellregion Dresden). Übergreifendes Ziel ist dabei 
die Integration von Klimaanpassung in Planungs- und 
Entwicklungsprozesse, um beispielsweise auch lokale 
Wettbewerbsvorteile unter geänderten klimatischen 
Bedingungen zu ermöglichen (Mahammadzadeh und 
Wiesweg 2010: 48). Dazu sollen langfristig regionale 
Kooperationsnetzwerke etabliert werden, die Politik, 
Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Bürger mit 
einschließen. Daneben weisen die Modellregionen 
unterschiedliche Schwerpunkte und Ansätze hinsicht-
lich der institutionellen Ausgestaltung auf. So stehen 
beispielsweise bei KLIMZUG Nordhessen Klimaanpas-
sungsbeauftrage und –manager (s.u.) als Schnittstel-
le zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Verwaltung 
im Fokus, während RADOST (Regionale Anpassungs-
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strategien für die Deutsche Ostseeküste) auf die Bil-
dung einzelner Netzwerke zu verschiedenen Schwer-
punktthemen setzt, die dann im Laufe des Vorhabens 
durch eine Kerngruppe koordiniert werden (ebd.: 50).

„Kompetenznetzwerk Hamburg Wasser“

Das Kompetenznetzwerk Hamburg Wasser ist ein 
regionales Akteurnetzwerk, das dem Austausch von 
Wissen und der Entwicklung innovativer Lösungen im 
Hinblick auf urbane Wasserinfrastrukturen dient (Ham-
burg Wasser 2012a). Es umfasst diverse Unternehmen 
und weitere Akteure aus Verwaltung und Forschung. 
Da der Fokus auf der Entwicklung von „Konzepte[n] zur 
Anpassung bestehender Infrastruktursysteme an neue 
Rahmenbedingungen“ liegt, stellt Klimaanpassung ei-
nen Handlungsschwerpunkt dar. In diesem Zusammen-
hang steht beispielsweise die dezentrale Regenwas-
serbewirtschaftung im Vordergrund, die hauptsächlich 
im Unterprojekt RISA (RegenInfraStrukturAnpassung) 
behandelt wird (Hamburg Wasser 2012b). Ziel des 
Projektes ist ein „Strukturplan Regenwasser“ in Form 
von Leitlinien, den die vier Arbeitsgruppen Siedlungs- 
wasserwirtschaft, Stadt- und Landschaftsplanung, Ver-
kehrsplanung und Gewässerplanung erarbeiten. 

4.3.3	 Kooperative Entwicklung von Plänen, 		
	 Konzepten und Programmen

Für die Erstellung von regionalen Anpassungsstra-
tegien eignen sich neben regionalen Entwicklungs-
konzepten aufgrund der starken Betroffenheit von 
Land- und Forstwirtschaft auch Integrierte ländliche 
Entwicklungskonzepte. Solche entwicklungsorien-
tierten Instrumente können Chancen für Regionen 
aufzeigen, die sich durch den Klimawandel ergeben, 
(BMVBS und BBSR 2009: 30), neue planerische Anfor-
derungen in die Region tragen, die Meinungsbildung 
unterstützen und als Grundlage für Regionalpläne 
dienen (Knieling et al. 2011b: 248).  Die Entwicklung 
eines „Integrierten Regionalen Klimaanpassungspro-
gramms (IRKAP)“ ist Ziel des KLIMZUG-Projektes REG-
KLAM (Hutter et al. 2011). Es kann im Rahmen dieses 

Beitrags als Regionales Entwicklungskonzept zur Kli-
maanpassung verstanden werden, wenn es auch ei-
nige aus pragmatischen Überlegungen resultierende 
Unterschiede gibt. So fokussiert das IRKAP im Gegen-
satz zu REKs nicht eine einzelne räumliche Maßstabse-
bene, sondern eine Mischung aus regional und lokal 
definierten Raumbezügen (Hutter et al. 2011: 7). Darü-
ber hinaus ist die Verbindung von informellen und for-
malen Aspekten hervorzuheben. Dabei sollen sowohl 
die Kooperation regionaler Akteure gestärkt und eige-
ne integrative Lösungen formuliert als auch formelle 
Planungsverfahren unterstützt werden (ebd.: 9). 

4.3.4	 Mediation

Informelle Verhandlungsverfahren im Rahmen ei-
ner Mediation können in Ergänzung oder alternativ 
zu formellen Verwaltungsverfahren einen Beitrag zur 
Konfliktbearbeitung leisten. Im Küstenschutz gibt es 
häufig die Anforderung, gegensätzliche Interessen in 
Einklang zu bringen. Typische Konfliktkonstellationen 
zwischen den Zielsetzungen des Küsten- und des Na-
turschutzes bestehen im Deichbau. Sie erstrecken sich 
u. a. auf die Bereiche Flächenbedarf, Gewinnung von 
Baumaterialien und naturschutzrechtlichen Kompen-
sationsmaßnahmen (Striegnitz 2010: 303). Für einen 
Konflikt über die Verbreiterung eines Deiches in eine 
Salzwiese hinein schildert Striegnitz (2010: 308, 313) 
ein Vermittlungsverfahren zwischen Akteuren des Kü-
sten- und Naturschutzes. Durch das Verfahren wurde 
eine langwierige gerichtliche Auseinandersetzung 
zwischen einem Naturschutzverband und der Geneh-
migungsbehörde umgangen. Direkte Gespräche zwi-
schen den Hauptkonfliktparteien in einer Arbeitsgrup-
pe führten zur Beilegung des Konflikts in relativ kurzer 
Zeit. Zudem konnten „[…] in diesen Verhandlungen 
auch Anliegen aufgegriffen und Vereinbarungen ge-
troffen werden, die für die Konfliktparteien eine hohe 
Bedeutung besaßen, die aber innerhalb des engen 
juristischen Rahmens des Rechtsstreites nicht von Be-
lang gewesen wären“ (ebd.: 308). Letztlich konnte für 
beide Seiten ein größerer Nutzen erzielt werden, als 
dies im Rahmen der traditionellen Verwaltungs- und 
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können sie eine Kommunikationsfunktion erfüllen und 
den Austausch zwischen Wissensproduzenten und 
-nutzern ermöglichen (Vogel et al. 2007: 352). Derar-
tige Organisationen können auf unterschiedlichen po-
litischen Ebenen angesiedelt sein sowie unterschied-
liche Träger aufweisen (z.B. Public-Private-Partnerships, 
öffentlich-rechtliche Forschungsinstitute).

Beispiele für entsprechende Einrichtungen in 
Deutschland mit Fokus auf die Anpassung an den 
Klimawandel sind das zum UBA gehörige Kompe-
tenzzentrum Klimafolgen und Anpassung (KomPass) 
und das Climate Service Center (CSC) des Helmholtz-
Zentrums Geesthacht. Beide arbeiten als Vermittler 
zwischen Wissenschaft und Politik, Verbänden sowie 
Unternehmen, indem Forschungsbedarfe ermittelt 
und Forschungsergebnisse strukturiert aufgearbeitet 
werden bzw. bereitgestellt werden. 

Darüber hinaus bearbeitet das CSC individuelle 
Kundenanfragen zu klimaspezifischen Themen und 
erreicht so auch private Akteure. Weitere Schnittstel-
leneinrichtungen mit jeweils unterschiedlichen An-
passungsschwerpunkten betreibt die Helmholtz-Ge-
meinschaft in Form von vier Regionalen Klimabüros. 

Klimaanpassungsbeauftragte

Im Hinblick auf die systematische Integration von 
Aspekten der Klimaanpassung in Verwaltung und 
Verwaltungsprozesse wird die Rolle von institutiona-
lisierten Promotoren diskutiert. Snover et al. (2007: 
55) schlagen in diesem Zusammenhang die Benen-
nung eines dezidierten Ansprechpartners und/oder 
eines ganzen „Climate Change Preparedness Teams“ 
innerhalb der Verwaltung vor. In dieser Konzeption 
ist die Person bzw. das Team eingebettet in einen 
umfassenden Prozess zur Erstellung eines Klimaan-
passungsplans auf lokaler oder regionaler Ebene und 
somit mit einer konkreten Aufgabe betraut. Analog 
betont Parzen (2009: 7) die Wichtigkeit dezidierten 
Personals für die Entwicklung einer integrierten Kli-
mastrategie.Klimaanpassungsbeauftragte können in 
kommunalen oder regionalen Institutionen tätig sein. 

verwaltungsrechtlichen Verfahren möglich gewesen 
wäre. Direkte Verhandlungen stellen insofern eine 
sinnvolle Ergänzung verwaltungsrechtlicher Verfahren 
dar. In der Folge erarbeitete die genannte Arbeitsgrup-
pe außerdem Empfehlungen zur Novellierung des 
niedersächsischen Deichgesetzes, die im Rahmen der 
darauffolgenden parlamentarischen Erörterungen un-
eingeschränkt akzeptiert und verabschiedet wurden. 
Der Küstenschutz gilt aufgrund des projizierten Mee-
resspiegelanstiegs als ein wichtiges Handlungsfeld der 
Klimaanpassung, bietet in diesem Zusammenhang 
jedoch auch beträchtliches zusätzliches Konfliktpo-
tential, wodurch der Bedarf an Vermittlungsverfahren 
wächst.

4.3.5	 Intermediäre Organisationen

Intermediäre Organisationen übernehmen Vermitt-
lungsaufgaben zwischen unterschiedlichen Akteuren 
aus Wissenschaft, Politik/Verwaltung, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft. Sie werden auch als „Brücken-In-
stanzen“, „Innovationsagenturen“, „Bypass-Organisa-
tionen“ oder „Boundary Organizations“ bezeichnet, 
da sie zwischen verschiedenen gesellschaftlichen 
Sphären vermitteln. Die Bezeichnung intermediär soll 
auf die Stellung der entsprechenden Organisationen 
zwischen den Sphären von Staat/Kommunen, Mär-
kten und privaten Haushalten hinweisen und die zu 
leistenden Vermittlungsaufgaben herausstellen. In-
termediäre Organisationen existieren als Beratungs-
einrichtungen, Netzwerke von einzelnen Fachleuten, 
Beauftragte oder Service-Einrichtungen (Bischoff et al. 
2005: 195f.).

Die genannten Boundary Organizations fungieren 
als Schnittstelle und sollen wissenschaftliches Fach-
wissen und praktische Anwendung integrieren (Cor-
fee-Morlot et al. 2011: 182). Hierbei handelt es sich um 
Abteilungen oder eigenständige Organisationen, wel-
che die politische Entscheidungsfindung unterstützen 
sollen, indem sie belastbare wissenschaftliche und 
technische Informationen und Beurteilungen bereit-
stellen (Corfee-Morlot et al. 2011: 188). Darüber hinaus 

HafenCity Universität 
HamburgHCUHCU



Jannes Fröhlich, Jörg Knieling, Tobias Kraft
Informelle Klimawandel-Governance - Instrumente der Information, 
Beteiligung und Kooperation zur Anpassung an den Klimawandel 25

urban and regional studies | working paper no 15

Als institutionelle Neuerung wird das Instrument im 
Forschungsprojekt KLIMZUG-Nordhessen getestet. 
Zu ihrem Aufgabenspektrum zählen laut Bauriedl  
(2011: 175) Wissenstransfer und Kontaktvermittlung 
zwischen Wissenschaft und Praxis, Förderung von 
Problembewusstsein innerhalb der Verwaltung, der 
Ausbau der Kooperation zwischen staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren sowie die Identifizierung 
von Synergieeffekten bzw. No-Regret-Optionen im 
Hinblick auf planerische Entscheidungen.

In der Arbeit von KLIMZUG-Nordhessen zeichnet 
sich eine Verbesserung sowohl der innerbehörd-
lichen als auch der interkommunalen Kooperation 
infolge der fortlaufenden, informellen Abstimmung 
der Klimaanpassungsbeauftragten ab (Bauriedl 2011: 
189f.). Dadurch würden eine funktionsräumliche Be-
trachtungsweise der Klimaanpassungserfordernisse 
sowie eine kontinuierliche Thematisierung des Kli-
mawandels gefördert. Als Erfolgsfaktor für die Etablie-
rung des Themas Klimaanpassung hat sich dabei die 
Anschlussfähigkeit von Maßnahmen an andere kom-
munalpolitisch relevante Themenfelder herausgestellt 
(Bauriedl et al. 2011: 92). Im Hinblick auf die Initiierung 
und Begleitung von Praxisprojekten fungieren die Kli-
maanpassungsbeauftragten als Bindeglied zwischen 
Forschung und Praxis (ebd.: 93). Eine Evaluierung der 
Übertragbarkeit des Konzeptes steht jedoch noch 
aus. Fraglich ist beispielsweise, inwieweit kommunale 
Haushalte die Einrichtung neuer Stellen erlauben, 
wenn entsprechende Forschungsfördermittel nicht 
gegeben sind.

Leit-/Stabstelle Klimaschutz und Anpassung

Durch Leit- oder Stabsstellen können die Themen 
Klimaschutz und Anpassung als Querschnittsaufga-
ben in der Organisationsstruktur der öffentlichen Ver-
waltung verankert werden. Obwohl entsprechende 
Stellen bislang in der Regel das Hauptaugenmerk auf 
Klimaschutzaktivitäten legen, entwickeln sie teilweise 
gemeinsam mit den sektoralen Einheiten und Fachpla-
nungen auch Anpassungsstrategien und koordinieren 
deren Umsetzung. Meist liegt bei diesen Stellen auch 

die Verantwortung für die Koordination von Klima-
schutz- und Anpassungskonzepten und -strategien. 

Die konkrete Ausgestaltung der Verwaltungsstruk-
tur variiert dabei in den Gebietskörperschaften eben-
so wie die personelle Besetzung, die Ressourcenlage 
und die Aufgabenstellung. Sind die Querschnittstellen 
direkt dem Hauptverwaltungsbeamten unterstellt (z. 
B. dem Oberbürgermeister), lassen sich eher Akzente 
für das Thema Klimawandel setzen. Auf diese Weise 
können Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen 
effizienter und mit mehr Durchsetzungsvermögen 
gestaltet und umgesetzt werden. Gerade für kleinere 
Kommunen ist die gesonderte Einrichtung von ent-
sprechenden Referaten, Leit- oder Stabsstellen aus 
personellen bzw. finanziellen Gründen dagegen nur 
schwer realisierbar. Ein Lösungsweg kann eine inter-
kommunale Zusammenarbeit sein, z. B. in Form von 
gemeinsamen Beratungseinrichtungen oder Agen-
turen. Die Aufgaben dieser Stellen reichen von der 
Koordination der Klimaschutz-/Anpassungskonzepte 
über die Initiierung und Umsetzung von Projekten 
mit Dritten bis zur Netzwerkarbeit mit Akteuren aus 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft sowie Bürgerinnen und 
Bürgern (Bunzel et al. 2011: 19ff.). 

Die Hamburger Leitstelle Klimaschutz ist eine behör-
denübergreifende Einheit, deren Aufgabe es ist, das 
Hamburger Klimaschutzkonzept konzeptionell und 
koordinierend weiterzuentwickeln (FHH 2012a). Die 
Leitstelle wurde zunächst von 2007-2012 befristet an 
der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) 
eingerichtet. Sie ist damit als Projekt organisiert und 
Gegenstand einer Evaluierung. Anfang 2010 wurde 
die Leitstelle organisatorisch in das Amt für Natur- und 
Ressourcenschutz der BSU eingegliedert und unmittel-
bar der Amtsleitung unterstellt (FHH 2010a: 69). Dabei 
verfolgt die Leitstelle weiterhin einen behördenüber-
greifenden Gedanken (FHH 2007: 2). Das Hamburger 
Klimaschutzkonzept bündelt Klimaschutz- und Anpas-
sungsmaßnahmen und Projekte. Die Leitstelle über-
wacht dabei u.a. die Finanzierung von Maßnahmen 
und begleitet eine freiwillige Selbstverpflichtung von 
Industrieunternehmen zum Klimaschutz. Obwohl ein 
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Schwerpunkt der Arbeit der Leitstelle auf dem Thema 
Klimaschutz liegt, befasst sie sich auch mit Klimaan-
passung (FHH 2012a). 

4.3.6	 Weitere Formen und Verfahren der 		
	 Kooperation

Zielvereinbarungen

Ergebnisorientierte Zielvereinbarungen dienen der 
Flexibilisierung und verbesserten Koordination räum-
lich basierter Risikoprozesse (ARL 2010: 34f.; Birkmann 
et al. 2012: 33). Die zugrundeliegende Idee entspricht 
einem Wandel der gängigen inputorientierten Sub-
ventionspraxis der Finanzierung konkreter Maßnah-
men zu einem outputorientierten Ansatz mit anzu-
strebendem Ergebnis in Form von Zielen, Leistungen 
und Wirkungen. Sie werden somit zwischen Subven-
tionsgeber und -empfängern abgeschlossen. Anstel-
le der Kostenorientierung werden so die effektivsten 
und effizientesten Lösungsansätze gefördert, während 
den lokalen oder regionalen Umsetzungsakteuren ein 
hohes Maß an Handlungsfreiheit und Selbstbestim-
mung erhalten bleibt (Knieling et al. 2011b: 255). Ziel-
vereinbarungen entfalten durch die Verständigung 
der Akteure über zu erreichende Schutzziele und die 
umzusetzenden Maßnahmen eine koordinierende 
Wirkung und fördern die Kommunikation (Wanczura 
2010: 138). Im Prozess können zunächst Grundsatzver-
einbarungen über Mitwirkungspflichten und Aufga-
benverteilungen getroffen werden, bevor konkretere 
Zielvereinbarungen geschaffen werden (ARL 2010: 
35).  Zielvereinbarungen wurden im Rahmen eines 
Forschungsprojektes vor dem Hintergrund der admi-
nistrativen Fragmentierung sektoraler und räumlicher 
Planung sowie des Katastrophenschutzes erprobt 
(Greiving et al. 2012: 1085ff.). Im Ergebnis wurde durch 
die Zusammenführung relevanter Akteure und eine 
verbesserte inter-organisationale Koordination das 
Katastrophenrisiko verringert. Durch die kollaborative 
Form der Entscheidungsfindung stand eine konsensu-
ale Problemdefinition im Vordergrund. Die involvierten 
Akteure erreichten jedoch auch in unterschiedlichen 

administrativen und kulturellen Umgebungen Eini-
gungen über gemeinsame Ziele und Maßnahmen. 

Policy-Wettbewerbe

Policy- bzw. politische Leistungswettbewerbe stel-
len im Kontext der „Regional Governance“-Debatte 
ein Verfahren zur Förderung der Zusammenarbeit 
von Akteuren und deren Bereitschaft, innovative Lö-
sungen zu suchen, dar. Sie haben Politikinhalte wie 
Programme oder Maßnahmen zum Gegenstand 
(Meincke 2008: 69; Benz 2004: 5). Dabei werden poli-
tische Ziele und öffentlichen Leistungen verwirklicht, 
indem Anreize neben Prämien und Fördergeldern 
auch durch Anerkennung und Prestigegewinn ge-
schaffen werden (Benz und Böcher 2012: 73).  Durch 
den Wettbewerb werden neue Handlungsoptionen 
und Lösungen aufgezeigt, was mit Lernprozessen und 
Innovationen verbunden ist. Weitere Wirkungen kön-
nen in der Erarbeitung eines besonderen regionalen 
Profils, welches durch die Identifizierung der spezi-
fischen Stärken und Schwächen die Konzentration 
auf endogene Potentiale ermöglicht, sowie der Initi-
ierung neuer Netzwerke und der Integration weiterer 
Akteure erzielt werden (Fröhlich et al. 2011: 20). Dem-
gegenüber besteht die Gefahr, dass thematisch stark 
fokussierte Wettbewerbe Querschnittaspekte unzurei-
chend berücksichtigen (Benz 2004:  127ff.). Auch die 
Verfestigung bestehender Kooperationen, Routinen 
und Strukturen ist möglich (Meincke 2008: 69).

Im Rahmen des regionalen Klimaanpassungsnetz-
werkes KLARA-Net wurde ein Wettbewerb im Hinblick 
auf die Akteurmobilisierung zur Klimaanpassung er-
probt (Buchholz und Riechel 2009: 147ff.). Ziel war es 
dabei, einen vulnerablen Pilotraum zu identifizieren, in 
dem grundsätzlich die Bereitschaft zu kooperativem 
Handeln gegeben war. Dabei zeigte sich, dass der 
Wettbewerb vor allem als Katalysator für bestehende 
Ideen und Kontakte wirkte. Durch die Aussicht auf fi-
nanzielle Unterstützung bei der Projektrealisierung lie-
ßen sich Akteure zur Teilnahme motivieren.
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5	 Fazit

Im Kontext von Politik und Planung bezieht sich der 
Begriff des Instruments auf vielfältige Mittel, die staat-
lichen und kommunalen Akteuren, teils unter Mitwir-
kung von Verbänden, Wirtschaft sowie Bürgerinnen 
und Bürgern, zur Verfügung stehen, um ihre Ziele zu 
verwirklichen. Informelle Instrumente sind diejenigen 
Mittel, die nicht auf rechtliche Zwänge oder ökono-
mische Anreize setzen, sondern auf die Selbstbindung 
der involvierten Akteure. Sie bedienen sich dabei For-
men und Verfahren der Information, Beteiligung und 
Kooperation, um die jeweiligen Akteure einzubinden.

Welche informellen Instrumente zur Anpassung an 
den Klimawandel werden in der wissenschaftlichen 
Literatur bzw. in der Praxis bereits diskutiert?

In Forschung und Praxis zur Klimaanpassung finden 
sich eine Vielzahl unterschiedlicher Ansätze. Die Unter-
scheidung in Formen und Verfahren der Information, 
Beteiligung und Kooperation stellt eine Strukturierung 
dar, die dem hier zugrunde gelegten Verständnis des 
Instrumentenbegriffs entspricht. Ohne dass auf die 
gesamte Breite der in diesem Beitrag beschriebenen 
Instrumente eingegangen wird, werden im Folgenden 
die Merkmale einiger Beispiele herausgestellt, die 
entweder direkt auf die Klimaanpassung zielen oder 
die im Zusammenhang mit typischen Handlungs-
feldern der Anpassung an den Klimawandel stehen, 
z. B. Küstenschutz, Landwirtschaft und Raumplanung. 
Informelle Instrumente, die im Wesentlichen der In-
formationen über die Auswirkungen des Klimawan-
dels dienen, stellen Klimawissen bereit und erkunden 

dieses Wissen. Die Onlinebefragung zur Deutschen 
Anpassungsstrategie ist ein Beispiel für die Erkundung 
von (Experten-) Wissen, Positionen und Interessen. 
Wurfsendungen, wie das „Sturmflutmerkblatt“ oder 
die Broschüre „Sturmflut – wat geiht mi dat an?“, zielen 
darauf, Anwohnerinnen und Anwohnern lokalspezi-
fische Informationen über das gewünschte Verhalten 
bei Extremereignissen zur Verfügung zu stellen und 
sie diesbezüglich zu sensibilisieren. Risiko- und Vulne-
rabilitätskarten übernehmen ebenfalls eine Informa-
tionsfunktion und können zudem eine Schnittstelle 
zum formellen Planungsinstrumentarium sein, z. B. 
wenn sie als ergänzende Klimakarten als Teil des Re-
gionalplanes eingesetzt werden. Eine Zwitterstellung 
zwischen formellen und informellen Instrumenten ha-
ben Deichschauen im Hochwasser- und Küstenschutz 
inne. Obwohl sie rechtlich geregelt sind, lassen sie sich 
gleichzeitig als Ortsbegehung verstehen, im Rahmen 
derer die lokale Bevölkerung bzw. deren Vertrete-
rinnen und Vertreter ihre Anliegen informell an die Auf-
sichtsbehörden herantragen und diskutieren können. 
Abgrenzungsmerkmal von Beteiligungsinstrumen- 
ten ist die aktive Teilhabe der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer, jedoch ohne dass die Entscheidungsträ-
ger ihre Entscheidungskompetenz abgeben. Häufig 
zielen sie auf die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher 
Akteure und/oder von Expertinnen und Experten bei 
der Einschätzung von Chancen und Risiken des Klima-
wandels in einem Gebiet oder Sektor. Als Verfahren 
werden insbesondere Beiräte, Workshops und Arbeits-
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werkartigen Strukturen profitieren. Indem sie formelle 
Instrumente vorbereiten und informieren, stehen 
Entwicklungskonzepte für die Verbindung der bei-
den Instrumententypen. Policy-Wettbewerbe zielen 
hingegen unter anderem auf das Aufbrechen beste-
hender Netzwerke und Kooperationen ab, um neue 
Akteursvernetzungen zu ermöglichen und auf diese 
Weise die Entwicklung innovativer Lösungen anzure-
gen. Mittlergestützte Verhandlungsverfahren haben 
sich u. a. im Küstenschutz als eine Ergänzung bzw. 
Alternative zu formellen Verwaltungsverfahren er-
wiesen. In einem Beispiel in Niedersachsen konnten 
durch ein entsprechendes Verfahren langwierige ge-
richtliche Auseinandersetzungen umgangen werden. 
Zudem flossen Ergebnisse des informellen Verfahrens 
in die Novellierung des Deichgesetzes ein. Als spezi-
fische Kooperationsform zur Vermittlung zwischen 
Wissenschaft, Politik/Verwaltung, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft gelten intermediäre Organisationen oder 
Boundary Organisations. 

Im Bereich der Klimaanpassung existieren bereits 
entsprechende Einrichtungen, z. B. das Kompetenz-
zentrum Klimafolgen und Anpassung (KomPass) des 
Umweltbundesamtes oder das Climate Service Cen-
ter des Helmholz-Zentrums Geesthacht. Im Bereich 
der Vermittlung von Anpassungsbelangen in Orga-
nisationen arbeiten Klimaanpassungsbeauftragte 
oder „Climate Change Preparedness Teams“. Zu ihrem 
Aufgabenspektrum gehören u. a. Wissenstransfer, 
Kontaktvermittlung und nicht zuletzt die Sensibilisie-
rung ihrer Kolleginnen und Kollegen für den Klima-
wandel. Außerdem können die Themen Klimaschutz 
und Anpassung in einer speziellen organisationalen 
Einheit, z. B. einer Leit- oder Stabsstelle, zusammen-
gefasst werden und auf diese Weise eine besondere 
Position innerhalb der Verwaltungsstruktur erhalten. 
Die wesentlichen Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen Typen informeller Instrumente bestehen 
im Grad der Teilhabe an Entscheidungsprozessen bzw. 
in der Verteilung der Entscheidungskompetenzen zwi-
schen den Akteuren. Während bei dem informations-
basierten Typus die Entscheidung entweder bereits 

gruppen eingesetzt. Ein Beispiel aus der Metropolre-
gion Hamburg stellt der Beirat Integriertes Küsten-
schutzmanagement in Schleswig-Holstein dar. Er 
setzt sich aus Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, 
Verwaltung und Verbänden zusammen, die Entschei-
dungskompetenz verbleibt jedoch in den Händen des 
zuständigen Ministeriums. Im Beirat werden Interes-
senkonflikte, z. B. zwischen Natur- und Küstenschutz in 
Bezug auf das Vorlandmanagement, ausgehandelt. Ein 
vergleichbarer, aber thematisch anders ausgerichteter 
Beirat in Niedersachsen, ist die Regierungskommissi-
on Klimaschutz. In 2012 hat die Kommission, der u. a. 
Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften, Wissenschaft 
und Umweltverbände angehören, der niedersäch-
sischen Regierung eine Empfehlung für eine Anpas-
sungsstrategie an den Klimawandel vorgelegt. Work-
shops sind dagegen zeitlich begrenzte Verfahren, die 
z. B. in öffentlichen und privaten Organisationen oder 
im Rahmen von Forschungsprojekten gemeinsam mit 
Stakeholdern zu bestimmten Themen, wie der Ent-
wicklung von Strategien zur Anpassung an den Klima-
wandel, durchgeführt werden. Szenarioprozesse sind 
ein mögliches Verfahren, in dem kreativ langfristige 
Entwicklungen in Verbindung mit dem Klimawandel 
erkundet werden. 

Bei informellen Instrumenten der Kooperation 
steht die Abstimmung von und der Austausch zwi-
schen mehr oder weniger gleichberechtigten Ent-
scheidungsträgern im Vordergrund, beispielsweise 
durch Runde Tische oder Akteurnetzwerke, wie die 
Lern- und Aktionsallianzen in Hamburg-Wandsbek 
oder das Netzwerk zur KLimaAdpation in der Region 
StArkenburg (KLARA-Net). Hervorzuheben ist diesbe-
züglich der Fokus auf sozialem und organisationalem 
Lernen. Daneben erfüllen Akteurnetzwerke eine ko-
ordinierende Funktion und können als Plattform bzw. 
gemeinsame Basis für den Einsatz weiterer Instru-
mente oder die Entwicklung konkreter Maßnahmen 
dienen. Entwicklungskonzepte gehen in der Regel 
aus intra- oder intersektoriellen Aushandlungspro-
zessen hervor. In diesem Zusammenhang erscheint 
es naheliegend, dass letztere von vorhandenen netz-
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vorausgegangen ist oder aber ohne direkte Interaktion 
zwischen Informationsbereitsteller und -empfänger 
stattfindet, sind bei Beteiligungsinstrumenten umfas-
sendere Möglichkeiten zur Einflussnahme gegeben, 
indem Entscheidungen beispielsweise auf Grundlage 
von im Beteiligungsverfahren gewonnenen Informa-
tionen getroffen werden. Die Entscheidungskompe-
tenz verbleibt dabei jedoch in der Regel bei Admini-
stration oder Politik. Bei kooperativen Instrumenten 
agieren die Akteure dagegen mehr oder weniger 
gleichberechtigt und konsensuale bzw. mehrheitlich 
getroffene Lösungen stehen im Vordergrund. 

Worin besteht der Beitrag informeller Instrumente 
zur Anpassung an den Klimawandel?

Der spezifische Beitrag, den informelle Instrumente 
bei der Anpassung an den Klimawandel leisten kön-
nen, lässt sich entlang der Funktionen informeller In-
strumente zusammenfassen . Diese Funktionen stel-
len eine Synthese derjenigen Zielsetzungen dar, die 
in den oben diskutierten Beispielen erkennbar sind. 
Hierzu zählen:

»» Sensibilisierung über Klimafolgen und Anpas-
sung, z. B. Sturmflutmerkblätter oder Vulnerabi-
litätskarten,

»» Stärkung des Austausches und der Vernetzung 
zwischen Akteuren über Klimafolgen, z. B. durch 
Akteurnetzwerke zur Klimaanpassung,

»» Erweiterung des Lösungswissens und Erhöhung 
der Kreativität durch Einbindung weiterer Ak-
teure und damit möglichst effektive Lösungen, 
z. B. durch Küstenschutzbeiräte,

»» Vermittlung und Verständigung zwischen Ak-
teuren und in Organisationen, z. B. durch Klima-
anpassungsbeauftragte oder Leit- bzw. Stabs-
stellen,

»» Anstoßen von Lernprozessen über den Klima-
wandel, z. B. durch Lern- und Aktionsallianzen 
oder Szanarioprozesse,

»» Teilhabe an Entscheidungsprozessen zur An-
passung an den Klimawandel, z. B. in der Regie-
rungskommission „Klimaschutz“.

»» Bearbeitung von Konflikten bzw. Konsensfin-
dung zwischen Akteuren, die mit der Klimaän-
derung in Zusammenhang stehen, z. B. durch 
mittlergestützte Verhandlungsverfahren.

Diese Funktionen basieren oftmals auf einer eher 
theoretisch-konzeptionellen Vorstellung über die Wir-
kungsweise der Instrumente. Ob diese und andere 
Funktionen informeller Instrumente in der Praxis der 
Klimaanpassung tatsächlich zum Einsatz kommen, 
muss hier offen bleiben. Leistung, Wert und Nutzen der 
Ergebnisse (Output) und der Auswirkungen (Impact) 
dieser und anderer Beispiele in Bezug auf die Klima-
anpassung müssten in vertiefenden Untersuchungen 
zur Evaluation von Politik- und Planungsinstrumenten 
bearbeitet  werden. Dabei  kann auf die Ergebnisse der 
Partizipationsforschung zurückgegriffen werden (Hu-
itema et al. 2011: 182; Newig et al. 2011: 29).
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„Informieren“, „Beteiligen“ und „Kooperieren“ sind 
wichtige Bestandteile der politischen und plane-
rischen Diskussion zur Anpassung an den Klimawandel 
in Deutschland. Als entsprechende informelle Instru-
mente gelten öffentliche Diskussionsveranstaltungen, 
Zukunftskonferenzen und Runde Tische. Im Bereich der 
Klimaanpassung finden sich vielfältige konzeptionelle 
Vorschläge, aber auch praktisch erprobte Formen und 
Verfahren, z. B. die Regionalkonferenzen des Bundes 
und der Küstenländer oder die Stakeholder-Dialoge 
des Umweltbundesamtes. Obwohl die Bedeutung 
dieser und anderer kommunikativer Instrumente stets 
herausgestellt wird, bleibt oftmals unklar, was genau 
damit gemeint ist. Worüber wird informiert? Wer be-
teiligt wen woran? Und wer kooperiert mit wem wozu?

Das vorliegende neopolis working paper erschließt 
den aktuellen Forschungsstand und gibt anhand von 
Praxisbeispielen einen Überblick über informelle In-
strumente zur Anpassung an den Klimawandel und 
verortet sie als Teil einer Klimawandel-Governance. 
Hierzu werden zunächst zentrale begriffliche Grundla-

gen erläutert. Darauf aufbauend wird eine Typologie 
informeller Instrumente vorgestellt, die zwischen Infor-
mation, Beteiligung und Kooperation unterscheidet. 
Mit Hilfe dieser Typologie werden Beispiele informeller 
Instrumente aus dem Bereich der Anpassung an den 
Klimawandel aus angewandten Forschungsprojekten 
sowie der Verwaltungs- bzw. Managementpraxis syste-
matisiert und erläutert. Die hier zusammen gestellten 
Beispiele kommen überwiegend aus Deutschland und 
aus der Metropolregion Hamburg.

Die Ergebnisse zeigen, dass ein spezifischer Beitrag 
informeller Instrumente in der Sensibilisierung über 
Klimafolgen und Anpassung liegt, z. B. durch Vulnera-
bilitätskarten (Information). Gleichzeitig ermöglichen 
informelle Instrumente Teilhabe an Entscheidungs-
prozessen zur Anpassung an den Klimawandel, etwa 
durch klimapolitische Beiräte und Arbeitsgruppen 
(Beteiligung). Der Austausch zwischen den Akteuren 
kann durch informelle Instrumente unterstützt, Lern-
prozesse können befördert und Konflikte bearbeitet 
werden.
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